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heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

OFEFP Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage
DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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ONU Organisation des Nations unies
CEATE-CN Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
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OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
FORTA Fonds pour les routes nationales et le trafic d’agglomération
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
CEE-ONU Commission Economique des Nations Unies pour l’Europe
CEDH Convention européenne des droits de l'homme
CERD Committee on the Elimination of Racial Discrimination
LPE Loi sur la protection de l'environnement
OFROU Office fédéral des routes
PC Prestations complémentaires
FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire
CP Code pénal suisse
DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de l'énergie
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
CEDAW Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against

Women
CEP Commission d'enquête parlementaire
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LEaux Loi fédérale sur la protection des eaux
COV composés organiques volatils
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Im Nationalrat war bereits der Grundsatz der Verfassungsrevision umstritten. Die
Fraktion der Freiheitspartei beantragte Nichteintreten, da die Revision überflüssig sei
und zudem im Entwurf viel zuviel Gewicht auf staatliche Regulierung und Sozialrechte
gelegt und das Prinzip der Selbstveranwortlichkeit und Wirtschaftsfreiheit
vernachlässigt werde. Dieser auch von den Schweizer Demokraten – diese bemängelten
zudem noch, dass dieses Projekt nichts anderes als eine Unterwerfung unter die
Normen der EU sei – unterstützte Antrag unterlag mit 153:10 Stimmen. Genau das
Gegenteil kritisierte ein Teil (rund ein Drittel) der SP-Fraktion am vorliegenden Entwurf.
Rechsteiner (sp, SG) forderte die Rückweisung an die Kommission mit dem Auftrag, die
Sozialrechte und die Interventionsmöglichkeiten des Staates in die Wirtschaftspolitik
auszubauen und den Willen zur Integration der Schweiz in die EU und die UNO explizit
in die Verfassung aufzunehmen. Ähnliches, wenn auch etwas abstrakter und zudem
angereichert mit dem Vorschlag, den Föderalismus neu zu konzipieren (und dabei
insbesondere auch die Zahl der Kantone zu verringern) forderte Rennwald (sp, JU) in
seinem Rückweisungsantrag an den Bundesrat. Nachdem Rechsteiner seinen Antrag
zugunsten desjenigen von Rennwald zurückgezogen hatte, unterlag auch dieser deutlich
mit 140:14 Stimmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Strafrecht

Bei der Genehmigung von zwei Internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung der
Finanzierung des Terrorismus resp. von terroristischen Bombenanschlägen sowie
einer Reihe von dazu gehörenden Gesetzesanpassungen übernahm der Nationalrat
weitgehend die Entscheide der kleinen Kammer aus dem Vorjahr. Auf Antrag seiner
Rechtskommission war er insbesondere damit einverstanden, auf die Einführung eines
speziellen Straftatbestands des Terrorismus zu verzichten. Bei den
Gesetzesanpassungen war eigentlich nur noch die vom Ständerat beschlossene
Registrierungspflicht für so genannte Prepaid-Karten für Mobiltelefone umstritten, auf
welche die Kommissionsmehrheit verzichten wollte. Im Plenum setzte sich die
Registrierungspflicht für diese wegen ihrer Anonymität von Kriminellen geschätzten
Karten deutlich durch. Die neuen gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung der
finanziellen Unterstützung des Terrorismus und die beiden Internationalen
Übereinkommen wurden vom Nationalrat in der Gesamtabstimmung oppositionslos
resp. mit einer Gegenstimme (Bignasca, lega, TI) gutgeheissen. Ein Teil der Linken hatte
allerdings in der Debatte mit dem Datenschutz begründete Vorbehalte gegen die
vorgeschlagenen strafrechtlichen Mittel zur Terrorismusbekämpfung geäussert. In der
Schlussabstimmung lehnten die Grünen die Strafrechtsrevision ab, eine Minderheit der
SP enthielt sich der Stimme. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2003
HANS HIRTER

Grundrechte

Der Bundesrat beantragte dem Parlament den Beitritt der Schweiz zu den beiden 1966
von der Generalversammlung der UNO verabschiedeten internationalen
Menschenrechtspakten. Da die Pakte auf universeller Ebene Staaten mit sehr
unterschiedlichen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Systemen verbinden,
gehen sie in der Substanz weniger weit als entsprechende von der Schweiz bereits
früher unterzeichnete Konventionen des Europarates (EMRK). Mit diesem seit langem
angekündigten Beitritt möchte der Bundesrat denn auch vorwiegend aussenpolitische
Ziele erreichen: die Verträge bilden die Grundlage für Interventionen der
Unterzeichnerstaaten zugunsten von Menschen, deren Rechte in schwerwiegender
Weise verletzt worden sind. Im Nationalrat wurde die Vorlage erfolglos von Steffen (sd,
ZH) bekämpft, der sich grundsätzlich gegen einen Beitritt zu UNO-Pakten aussprach,
solange die Schweiz nicht UNO-Mitglied sei. Ebenfalls zugestimmt hat die Volkskammer
einem Postulat Columberg (cvp, GR), welches verlangt, dass die Schweiz auch das 1.
Zusatzprotokoll zur EMRK unterzeichnet. Der Ständerat stimmte dem Beitritt zu den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.1991
HANS HIRTER
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Menschenrechtspakten oppositionslos zu. 2

Der Bundesrat beantragte dem Parlament den Beitritt zum Internationalen
Übereinkommen von 1965 zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung. Um
der von dieser Übereinkunft verlangten Bestrafung von rassistischen Handlungen zu
genügen, schlug er auch eine Ergänzung des Strafgesetzbuchs vor. Damit sollen
rassistische Propaganda, öffentliche Aufrufe zu Hass und Diskriminierung sowie
rassistisch motivierte Angriffe auf die Menschenwürde bestraft werden. Untersagt wird
im weiteren die Verweigerung öffentlich angebotener Leistungen (d.h. insbesondere
die Benutzung von Verkehrsmitteln resp. der Besuch von Gaststätten, Hotels oder
Veranstaltungen) aus rassistischen Gründen. Protest gegen das Projekt, das in der
Vernehmlassung noch recht umstritten gewesen war, kam insbesondere von der
"Nationalen Koordination", einer Vereinigung von 17 rechtsextremen Gruppierungen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte in der Dezembersession sowohl dem Beitritt zum
Rassendiskrimierungsabkommen als auch der zugehörigen Revision des Strafrechts mit
deutlicher Mehrheit zu. Vergeblich hatten die Fraktionen der AP und der SD/Lega die
Vorlage als unzulässiges Zensurinstrument bekämpft und Rückweisung beantragt. In der
Debatte wurde konkretisiert, dass das Diskriminierungsverbot für öffentlich
angebotene Leistungen auf den Abschluss von Anstellungs- und Mietverträgen keine
Anwendung finden soll. Als Ergänzung beschloss der Nationalrat die Schaffung einer
Ombudsstelle gegen Rassismus und regte beim Bundesrat die Schaffung einer
Kommission gegen Rassismus an. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1992
HANS HIRTER

Infolge des von politisch rechtsstehenden Kreisen im Vorjahr eingereichten
Referendum musste das Volk zum neuen Antirassismusgesetz Stellung nehmen. Der
neue Artikel 261bis StGB will die öffentliche rassistische Hetze und Diskriminierung
sowie das Leugnen und Verharmlosen von Völkermord oder anderen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit verbieten. Diese Bestimmungen bilden die Voraussetzung für den
Beitritt der Schweiz zur Antirassismus-Konvention der UNO.

Dieser Beitritt – der nach nur einen weiteren Schritt zu einer Vollmitgliedschaft bei der
UNO darstelle – war denn auch eines der Hauptargumente in der Propaganda der
verschiedenen gegnerischen Komitees. Daneben wurde von den Gegnern die
Einschränkung der Meinungsfreiheit durch die neuen Gesetzesbestimmungen in den
Vordergrund geschoben. Zudem behaupteten sie, dass mit dem neuen Gesetz
Massnahmen gegen die Zuwanderung von Ausländern verunmöglicht würden. Aktiv taten
sich bei den Gegnern neben notorischen Rechtsaussenpolitikern wie Emil Rahm auch
die FP, die SD, die Lega sowie einzelne Nationalräte und Jungpolitiker der bürgerlichen
Bundesratsparteien und der LP hervor. Aktiv an der Kampagne beteiligten sich auch
sogenannte Revisionisten, d.h. Personen, welche die Judenausrottungspolitik der
Nationalsozialisten leugnen oder zumindest relativieren.

Obwohl sich neben den vier Bundesratsparteien auch die LP, der LdU, die EVP, die
Grünen, die PdA, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände sowie kirchliche, kulturelle
und soziale Organisationen für das Antirassismus-Gesetz aussprachen, waren sich die
Befürworter ihres Sieges keineswegs sicher. Insbesondere war ungewiss, inwieweit es
den Gegnern gelingen würde, die Abstimmung zu einem Plebiszit für eine restriktivere
Asyl- und Einwanderungspolitik umzufunktionieren.

Bei einer Beteiligung von 45,9 Prozent stimmten am 25. September die
Stimmberechtigten mit einer Mehrheit von 54.7 Prozent dem neuen Gesetz zu. Am
stärksten fiel das Ja im Kanton Genf aus, zustimmende Mehrheiten fanden sich aber
auch in allen anderen französischsprachigen Kantonen mit Ausnahme des Wallis, wo nur
der deutschsprachige Kantonsteil zustimmte. Die Deutschschweiz war ähnlich
gespalten wie bei den Abstimmungen im Sommer über die erleichterte Einbürgerung
und den Kulturförderungsartikel: die beiden Basel, Zürich und Bern nahmen die Vorlage
zusammen mit Schaffhausen, Zug, Graubünden und - für viele überraschend -
Obwalden an. Am stärksten fiel die Ablehnung in Schwyz aus. Generell stimmten die
Städte – und hier vor allem die bürgerlichen Quartiere – eher zu als ländliche Gebiete.
Die Vox-Befragung nach der Abstimmung bestätigte diese ersten Analysen. Zudem
stellte sie fest, dass die Frauen wesentlich deutlicher zustimmten als die Männer. Bei
den Nein-Stimmenden verfing das Argument am häufigsten, dass das neue Gesetz

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.1994
HANS HIRTER

01.01.90 - 01.01.20 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



überflüssig sei; antisemitische oder rassistische Parolen fanden auch bei den Gegnern
nur eine geringe Unterstützung. Eine recht grosse Gruppe wollte hingegen mit dem
Nein primär ihre Unzufriedenheit über den hohen Ausländeranteil in der Schweiz
ausdrücken.

Antirassismus-Gesetz
Abstimmung vom 25. September 1994

Beteiligung: 45,9%
Ja: 1'132'662 (54,6%)
Nein: 939'975 (45,4%)

Parolen: 
– Ja: FDP, SP, CVP, SVP (7*), GP, LP (1*), LdU, EVP, PdA; Vorort, SBV, SGB, CNG.
– Nein: FP, SD, Lega.
– Stimmfreigabe: EDU (1*).
* Anzahl abweichender Kantonalsektionen 5

Der Sicherheitsrat der UNO hatte 1993 resp. 1994 beschlossen, Internationale ad-hoc
Gerichte zur Verfolgung von Kriegsverbrechern aus Ex-Jugoslawien bzw. Ruanda
einzurichten. Der Bundesrat beantragte dem Parlament, mit einem auf acht Jahre
beschränkten dringlichen Bundesbeschluss die Zusammenarbeit der Schweiz mit
diesen beiden Institutionen zu regeln. Die Bestimmungen lehnen sich an diejenigen des
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe an. Beide Kammern verabschiedeten den
Beschluss in der Wintersession. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1995
HANS HIRTER

Auf Antrag des Bundesrats beschloss der Nationalrat – gegen den Widerstand der SVP –
die Anerkennung der Zuständigkeit des Ausschusses zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung (CERD). Damit erhalten von nationalen Gerichten abgewiesene
Kläger das Recht, mit ihrem Fall an diese internationale Instanz zu gelangen. Diese
amtet allerdings nicht als Gericht, sondern als Kontrollorgan, dessen Urteile auf die
kritisierten Staaten moralischen Druck ausüben sollen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.08.2001
HANS HIRTER

Die Anerkennung der Zuständigkeit des Ausschusses zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung (CERD), welche der Nationalrat im Vorjahr beschlossen hatte,
geriet im Ständerat unter Beschuss. Zwar lehnte der Rat einen Antrag seiner
Kommissionsmehrheit auf Nichteintreten mit 23:15 Stimmen ab. Auf Antrag Pfisterer
(fdp, AG) wies er das Geschäft aber an seine Aussenpolitische Kommission zurück mit
der Auflage, weitere Abklärungen durchzuführen. Dabei soll insbesondere festgestellt
werden, wie sich eine Ratifizierung aussenpolitisch auswirken würde und wie die
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen konkret vollzogen werden sollen. Die
Kommissionsmehrheit hatte damit argumentiert, dass für die Schweiz mit ihrer Anti-
Rassismus-Strafnorm, den leistungsfähigen Gerichten und den ausgebauten
Rechtsmitteln kein Handlungsbedarf bestehe, neben dem Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte in Strassburg noch eine zusätzliche UNO-Beschwerdeinstanz
anzuerkennen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2002
HANS HIRTER

Die Anerkennung der Zuständigkeit des Ausschusses zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung (CERD) schaffte im zweiten Anlauf auch die Hürde des
Ständerates. Dessen Kommission, an welche das Geschäft im Vorjahr zurückgewiesen
worden war, hatte sich überzeugen lassen, dass die Entscheide des CERD keinen
juristischen Charakter haben, sondern dazu dienen, den Dialog zwischen diesem
Ausschuss und dem Vertragsstaat über die Elimination von rassendiskriminierenden
Strukturen und Verhaltensweisen zu fördern. Relativ unzufrieden war die kleine
Kammer jedoch mit den periodischen Berichten über Massnahmen zur Verhinderung
von Rassendiskriminierung, welche die Bundesverwaltung in regelmässigen Abständen
zuhanden des CERD ausarbeitet. In diesen Berichten war an mehreren Stellen die
föderalistische Struktur der Schweiz (namentlich die Zuständigkeit der Kantone für die
Polizei und die Gerichte) für Probleme bei der Bekämpfung von Rassendiskriminierung
verantwortlich gemacht worden. Um solche seiner Ansicht nach unzulässigen und
unkorrekten Schuldzuweisungen zu verhindern, überwies der Ständerat ein Postulat,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2003
HANS HIRTER
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welches verlangt, diese Berichte in Zukunft den Aussenpolitischen Kommissionen des
Parlaments zur Stellungnahme vorzulegen. 9

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, den Bundesbeschluss über die
Zusammenarbeit der Schweiz mit den Internationalen Gerichten zur Verfolgung von
schwerwiegenden Verletzungen des humanitären Völkerrechts um weitere fünf Jahre
zu verlängern. Der ursprüngliche Beschluss stammt aus dem Jahr 1995 und war bereits
2003 um fünf Jahre verlängert worden. Er erlaubt die Kooperation der Schweiz mit den
Gerichten, die in den neunziger Jahren vom Sicherheitsrat der UNO zur Verfolgung und
Beurteilung der Menschenrechtsverletzungen in den Konflikten in Ex-Jugoslawien und
Ruanda geschaffen worden waren. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2007
HANS HIRTER

Auch der Bundesrat beschäftigte sich mit dem Recht von Menschen mit Behinderungen
und präsentierte dem Parlament eine Botschaft zur Ratifizierung des UNO-
Übereinkommens, welches jede Diskriminierung von Behinderten verbietet. Die
Ratifizierung war in der Vernehmlassung mit Ausnahme der FDP und SVP begrüsst
worden. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2012
NADJA ACKERMANN

Mit seiner Botschaft vom 29. November 2013 beantragte der Bundesrat dem Parlament
die Genehmigung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen. Das von der Schweiz bereits unterzeichnete UNO-
Übereinkommen hat zum Ziel, das schwerwiegende Verbrechen des
Verschwindenlassens umfassend zu bekämpfen und konsequent zu verfolgen. Unter
«Verschwindenlassen» versteht der Menschenrechtsvertrag jeden Freiheitsentzug, der
durch Vertreter oder mit Billigung eines Staates geschieht und gefolgt ist von der
Weigerung des Staates, den Freiheitsentzug anzuerkennen sowie den Aufenthaltsort
der betroffenen Person bekannt zu geben. In der Botschaft enthalten sind gleichzeitig
auch die zur Umsetzung des Abkommens erforderlichen Änderungen an der Schweizer
Rechtsordnung. Das zentrale Element bildet hier die Aufnahme des
Verschwindenlassens als eigenständiger Tatbestand in das Strafgesetzbuch. Des
Weiteren soll die gesetzliche Grundlage für ein Netzwerk zwischen Bund und Kantonen
geschaffen werden, welches das rasche Auffinden von Personen in einem
Freiheitsentzug ermöglicht.
In der Herbstsession 2015 beriet der Nationalrat als Erstrat über das Geschäft.
Nachdem ein Nichteintretensantrag nur von der SVP-Fraktion unterstützt worden war
und somit keine Mehrheit gefunden hatte, nahm die grosse Kammer keine inhaltlichen
Änderungen am Entwurf des Bundesrates vor. Sie verabschiedete die Vorlage mit 128 zu
45 Stimmen und 3 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion zuhanden des Ständerats. Der
Zweitrat brachte in der Wintersession 2015 nur eine redaktionelle Änderung an und
stimmte der Vorlage einstimmig zu. Die redaktionelle Korrektur wurde vom Nationalrat
stillschweigend gutgeheissen und so konnte das Geschäft noch in derselben Session
erledigt werden. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 128
zu 64 Stimmen aus der SVP-Fraktion an, während ihm der Ständerat mit 38 zu 6
Stimmen zustimmte. Damit ist der Bundesrat nun befugt, das Internationale
Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen zu
ratifizieren. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2015
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Im Sommer beantragte der Bundesrat dem Parlament die Genehmigung von zwei
internationalen Übereinkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus
resp. von terroristischen Bombenanschlägen sowie eine Reihe von dazu gehörenden
Gesetzesanpassungen. Die beiden Übereinkommen sind Teil von insgesamt zwölf
Übereinkommen und Zusatzprotokollen zur Terrorbekämpfung, welche die UNO nach
den Terrorattacken in den USA vom 11. September 2001 verabschiedet hat. Die anderen
zehn hatte die Schweiz bereits ratifiziert; sie erforderten keine Anpassung
schweizerischer Gesetze. Die beiden letzten Übereinkommen verlangten hingegen die
Aufnahme eines spezifischen Tatbestandes des Terrorismus in das Strafrecht. Damit
würde es möglich, Terroranschläge strenger zu bestrafen als anders motivierte Taten
mit ähnlicher Schadenswirkung (Sachbeschädigung, Körperverletzung). Definiert wird
Terrorismus in der Botschaft des Bundesrates als Tat, bei welcher es darum geht,
Bevölkerungsgruppen einzuschüchtern oder Staaten und internationale Organisationen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.08.2002
HANS HIRTER
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zu nötigen. Explizit mit einer eigenen Strafnorm soll auch die finanzielle Unterstützung
(d.h. vorsätzliches Sammeln oder Zurverfügungstellen von Vermögenswerten) solcher
Aktivitäten bestraft werden. Beide Delikte sollen in der Schweiz von den
Bundesbehörden verfolgt und beurteilt werden. Strafrechtsexperten kritisierten die
Vorlage als überflüssig, da die bestehenden Rechtsgrundlagen für die
Terrorismusbekämpfung ausreichen würden, und bezeichneten sie in Bezug auf die
verwendete Terrorismusdefinition als problematisch.
In der Rechtskommission des Nationalrats fand diese Kritik Berücksichtigung. Sie
beschloss, das Geschäft nicht, wie vom EJPD gewünscht, als dringlich zu behandeln und
es vom Plenum gleichzeitig mit dem Ständerat in der Herbstsession beraten zu lassen,
sondern vorgängig noch Experten anzuhören. Der Ständerat, welcher in der
Herbstsession die Vorlage als Erstrat behandelte, unterstützte zwar eine
Unterzeichnung der Übereinkommen, lehnte aber die Vorgehensweise seiner
vorberatenden Kommission ab. Diese hatte, nicht zuletzt um die Schweiz vor
unberechtigten Vorwürfen zu schützen, ihr Finanzplatz sei an der
Terrorismusfinanzierung beteiligt, zuerst die Übereinkommen ratifizieren wollen, um
erst dann die nötigen gesetzlichen Anpassungen vorzunehmen. Auf Antrag Schiesser
(fdp, GL) wies der Rat die Vorlage an die Kommission zurück mit der Auflage, die
Übereinkommen und die Strafgesetzänderungen gleichzeitig zur Beratung vorzulegen.
Der CVP-Vertreter Schmid (AI) wies zudem darauf hin, dass bei der Schaffung einer
speziellen Terrorismusstrafnorm grundsätzliche Probleme entstehen können. Wenn
man sich an die vom Bundesrat in der Botschaft verwendete Terrorismusdefinition
halte, müssten im Prinzip auch Angehörige von Unabhängigkeitsbewegungen und
Widerstandsorganisationen in Diktaturen zu Terroristen erklärt werden (in den Worten
von Schmid: „Was dem einen sein Freiheitskämpfer, ist dem anderen sein Terrorist“). 13

Für Aufsehen sorgte dann im Nachfeld der Abstimmung die Botschaft des Bundesrates
betreffend der Genehmigung und Umsetzung des UNO-Feuerwaffenprotokolls. In der
Presse wurde dies als eine Verschärfung des Waffenrechts dargestellt, die somit im
Widerspruch zum frisch gefällten Volksentscheid stünde. Die Ankündigung war jedoch
bei genauerer Betrachtung nicht neu. Das 2001 von der UNO-Generalversammlung
verabschiedete Zusatzprotokoll gegen die unerlaubte Herstellung und Handel von
Feuerwaffen sowie sein ergänzendes UNO-Rückverfolgungsinstrument sollten
eigentlich schon vor der Initiative in Kraft gesetzt werden. Sie fordern nur geringfügige
Anpassungen des Waffengesetzes und des Bundesgesetzes über das militärische
Informationssystem (MIG), da das Schweizer Waffenrecht bereits im Rahmen von
Schengen verschärft worden war. Neu würden unter anderem das Fälschen oder
Abändern von Markierungen auf Feuerwaffen unter Strafe gestellt werden und die
Aufbewahrungsdauer von Daten zur Abgabe und Rücknahme der persönlichen
Armeewaffe von 5 auf 20 Jahre verlängert werden. Der Ständerat hat der Genehmigung
und Umsetzung in der Herbstsession oppositionslos zugestimmt. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat beantragte die Genehmigung des am 3. Juni 2013 durch die Schweiz
unterzeichneten UNO-Vertrags über den Waffenhandel (Arms Trade Treaty, ATT). Das
Abkommen zielt einerseits auf die Schaffung internationaler Standards für die Regelung
und Kontrolle des internationalen Handels mit konventionellen Waffen und andererseits
auf die Bekämpfung des illegalen Waffenhandels. Zu diesem Zweck sollen die
Vertragsstaaten nationale Kontrollsysteme schaffen und bei der Annahme, dass die
gehandelten Waffen für Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder
Kriegsverbrechen verwendet würden, den Waffentransfer unterbinden. Eine Anpassung
der Schweizer Rechtsgrundlage wäre nicht erforderlich. Der Nationalrat stimmte dem
Entwurf in der Sommersession einstimmig bei einer Enthaltung zu, ebenso der
Ständerat in der Herbstsession. In der Schlussabstimmung im Nationalrat standen bei
einer Enthaltung 185 Stimmen dafür und 15 dagegen. Der Ständerat war auch in der
Schlussabstimmung einstimmig dafür, diesmal bei zwei Enthaltungen. 15
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Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Comme il l'avait annoncé dans le programme de législature 1991-1995, le Conseil fédéral
a publié un projet de loi concernant les troupes suisses chargées d'opérations en
faveur du maintien de la paix. Selon le gouvernement, la création d'un tel contingent
répond à la volonté du parlement et du gouvernement d'intensifier la participation de la
Suisse aux efforts de la communauté internationale pour le règlement pacifique des
conflits. Placé sous la responsabilité conjointe du DMF et du DFAE, le contingent de
casques bleus sera composé de 600 volontaires qui auront déjà effectué leur école de
recrue. Le projet initial a subi plusieurs modifications lors de la procédure de
consultation. Ainsi, les frais de financement ont été fortement réduits: la création du
contingent ne coûtera plus que 76 millions de francs au lieu des 123 prévus et les frais
annuels ont pu être ramenés de 110 à 79 millions, dont 10 à 20% seront remboursés par
l'ONU. De surcroît, les casques bleus pourront être mis à la disposition de la CSCE.
Seuls les démocrates suisses et la Ligue tessinoise se sont opposés au texte législatif
lors de la procédure de consultation. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.08.1992
ANDRÉ MACH

Première chambre à se prononcer, le Conseil des Etats a approuvé à l'unanimité la loi
prévoyant la création d'un contingent de casques bleus suisses, chargé d'opérations en
faveur du maintien de la paix; seule une modification mineure par rapport au projet du
Conseil fédéral a été introduite. Au Conseil national, les groupes des Démocrates
suisses/Lega, du PA et une minorité des députés de l'UDC se sont opposés à l'entrée en
matière. Selon eux, le parlement ne saurait aller à l'encontre de la volonté populaire
exprimée en 1986 lors de la votation sur l'adhésion de la Suisse à l'ONU; certains
orateurs ont exprimé leur crainte de voir la neutralité suisse remise en cause par
l'engagement de ce contingent lors de missions de l'ONU. L'efficacité de l'action des
casques bleus dans certaines situations particulièrement conflictuelles (ex-Yougoslavie,
Angola) a également été mise en doute. Enfin, il a été reproché les coûts importants
que devrait supporter la Confédération pour la création et la formation de ce
contingent.

Pour leur part, les partisans du projet ont été nombreux à souligner qu'il fallait
distinguer la création d'un contingent de casques bleus et une adhésion à l'ONU. Selon
eux, l'envoi de casques bleus helvétiques pour des opérations de maintien de la paix ne
représenterait pas un bouleversement de la politique étrangère, mais constituerait
plutôt la version moderne de la politique suisse des bons offices. Face à la
multiplication des conflits locaux, la Suisse se devrait, selon eux, de contribuer plus
activement au rétablissement de la paix et à empêcher l'extension des conflits. En
outre, le contingent suisse ne serait engagé que pour des opérations de maintien de la
paix et le Conseil fédéral aurait toujours la possibilité de retirer les troupes suisses, s'il
l'estimait nécessaire.

Lors de la discussion par article, aucune modification importante n'a été adoptée. La
proposition de la majorité de la commission de politique extérieure de mentionner
explicitement le respect de la neutralité lors de l'engagement des troupes suisses a été
rejetée par 81 voix contre 65. Le chef du DMF s'était opposé à cette modification en
soulignant que le respect de la neutralité suisse était garanti par les trois conditions,
inscrites dans le projet de loi, au sujet de la mise à disposition d'un contingent de
casques bleus (accord des parties impliquées dans un conflit, garantie par l'ONU ou la
CSCE d'un comportement neutre des casques bleus qui ne pourront faire usage de
leurs armes qu'en cas de légitime défense et droit du Conseil fédéral de retirer en tout
temps les troupes suisses). Au vote final, la chambre basse a finalement adopté le
projet de loi par 127 voix contre 23. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
ANDRÉ MACH

A nouveau débattu sur le plan international lors d'une conférence diplomatique qui
s'est tenue à Oslo (Norvège) en septembre, le dossier des mines antipersonnel a connu
à cette occasion une avancée spectaculaire avec l'adoption d'une Convention sur
l'interdiction de l'emploi, du stockage, de la production et du transfert de ce type
d'explosifs. Signé en fin d'année à Ottawa (Canada) par 122 pays, ce traité va plus loin
que le protocole révisé de la Convention de 1980 sur les armes conventionnelles,
puisque hormis l'interdiction complète de ces engins mutilants, le nouveau document
consacre l'obligation de détruire les stocks existants ainsi que de déminer les terrains
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concernés. Figurant parmi les pays signataires, la Suisse a par ailleurs tenu à renforcer
son rôle en la matière en annonçant la création prochaine d'un Centre international de
déminage humanitaire à Genève (CIDH). 18

Les mesures adoptées en 1996 à Genève dans le cadre de la révision de la Convention
de 1980 sur les armes conventionnelles ont été approuvées à l'unanimité par les
Chambres fédérales. Les modifications apportées à cette occasion par les 57 Etats
parties à la convention concernent en premier lieu les dispositions relatives à
l'interdiction ou à la limitation de l'emploi des mines, pièges et autres dispositifs. A cet
égard, les multiples dissensions entre, d'une part, les principaux Etats utilisateurs,
producteurs ou exportateurs de mines antipersonnel (Chine, Pakistan, Inde, Russie) et,
d'autre part, plusieurs pays occidentaux qui - à l'image de la Suisse dès janvier 1996 -
exigent l'interdiction totale de l'usage, de la fabrication et du transfert de ce type
d'armement ont empêché l'adoption de mesures radicales. Des améliorations
appréciables ont toutefois été apportées puisque, à l'avenir, le protocole sur les mines
sera également applicable aux conflits armés internes. Par ailleurs, tous les engins
explosifs antipersonnel devront être détectables et la plupart d'entre eux munis de
mécanismes d'autodestruction. Ces exigences de détectabilité et d'autodésactivation
ont cependant été assorties d'une période transitoire de neuf ans. Quant à la seconde
modification apportée à la Convention de 1980 sur les armes conventionnelles, elle est
née de l'adoption d'un protocole entièrement nouveau sur les armes à laser aveuglantes
aux termes duquel leur utilisation sera interdite si elles sont spécifiquement conçues
pour provoquer une cécité permanente. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1997
LIONEL EPERON

L’arrêté fédéral concernant la convention de la CEE/ONU sur les effets transfrontières
des accidents industriels a été accepté sans opposition par le Conseil national. Signée
par le Conseil fédéral en 1992, cette convention vise à prendre les mesures nécessaires
à la protection des êtres humains et de l’environnement contre les accidents
industriels pouvant avoir des effets transfrontières. Elle a aussi pour but de promouvoir
la coopération internationale en la matière et comprend quelques obligations de
collaboration pour les cantons avec les autorités des régions frontalières. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

L’arrêté fédéral concernant la convention de la CEE/ONU sur les effets transfrontières
des accidents industriels a été accepté à l’unanimité par le Conseil des Etats. Suite à
cette décision, le Conseil fédéral pourra ratifier cette convention signée en 1992.
Comme l’a rappelé la commission, le texte concerne pour l'essentiel le canton de Bâle-
Ville et ne règle dans la pratique que les accidents chimiques ayant des incidences au
delà d’un territoire national. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Après le Conseil des Etats qui avait rapidement et simplement « pris acte du rapport »
en 1998, la chambre du peuple a pris acte du rapport du Conseil fédéral sur les
relations entre la Suisse et l’ONU en l’approuvant. Une proposition de minorité Schlüer
(udc, ZH) qui demandait de prendre acte du rapport en le désapprouvant n’a recueilli
que 13 voix contre 108. Ce dernier jugeait notamment que ce document occultait
certains points peu flatteurs pour l’ONU. En outre, le parlement a approuvé le rapport
de la Délégation auprès de l’Union interparlementaire concernant l’année 1998. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil fédéral a mis en consultation une loi sur les embargos destinée à lui
octroyer une plus grande liberté de manœuvre dans la mise en pratique de sanctions
internationales. Cet avant-projet de loi fédérale devra appuyer l’action du
gouvernement dans les participation suisses aux sanctions militaires ou économiques,
décrétées principalement par l’ONU. En dix ans, la Suisse a participé à de multiples
embargos totaux ou partiels, notamment envers la Yougoslavie, la Sierra Leone, l’Irak ou
Haïti. Pour ce faire, le Conseil fédéral devait jusqu’alors décréter des ordonnances au
cas par cas. La nouvelle loi cadre lui permettra de disposer des mesures de coercition
adéquates pour appliquer les sanctions trouvant un appui international. 23
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Le Conseil fédéral a autorisé le DFJP à ouvrir une procédure de consultation portant
sur le projet de ratification du protocole facultatif à la Convention de l’ONU contre la
torture, signé par la Suisse le 25 juin 2004, et sur la législation d’application. Le Conseil
fédéral propose notamment d’instituer une Commission nationale de prévention de la
torture. Les cantons, qui s’étaient déjà prononcés dans le cadre d’une audition, ont
préféré une solution fédérale à une solution à l’échelon cantonal ou de type
concordataire. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2005
ELIE BURGOS

Les chambres ont ratifié à l’unanimité la Convention des Nations Unies contre la
criminalité transnationale organisée, son Protocole additionnel visant à prévenir,
réprimer et punir la traite de personnes, en particulier les femmes et les enfants, ainsi
que son Protocole additionnel contre le trafic illicite de migrants par terre, air et mer. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.2006
ELIE BURGOS

Les chambres ont adopté sans discussion et sans opposition l’arrêté fédéral portant
approbation de la Convention sur la sécurité du personnel des Nation Unies et du
personnel associé et de son protocole facultatif. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté, moyennant une légère modification par rapport à la
version du Conseil fédéral, le projet d’arrêté fédéral portant approbation et mise en
œuvre du Protocole facultatif se rapportant à la Convention contre la torture et autres
peines ou traitements cruels, inhumains ou dégradants. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2007
ELIE BURGOS

En mars, le Conseil des Etats à adhéré à la position du Conseil national concernant le
message de décembre 2006 portant approbation et mise en œuvre du Protocole
facultatif se rapportant à la Convention contre la torture et autres peines ou
traitements cruels, inhumains et dégradants. Au vote final, le projet du Conseil fédéral
modifié a été adopté à l’unanimité au Conseil des Etats et par 183 voix contre 10 au
Conseil national. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En février, le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’approbation et la
mise en œuvre de la Convention des Nations Unies sur les immunités juridictionnelles
des Etats et de leurs biens. Adoptée en 2004 par l’Assemblée générale de l’ONU, cette
convention instaure des règles universellement applicables définissant dans quelles
conditions un Etat et ses biens peuvent être soumis à la juridiction des tribunaux d’un
autre Etat en dehors des procédures pénales. Le Conseil fédéral a estimé que la
convention était pour l’essentiel compatible avec l’ordre juridique suisse et que sa
ratification était dans son intérêt car elle contribuait à la prééminence et à la sécurité
du droit. De plus, il a considéré qu’au vu des nombreuses conférences et organisations
internationales ayant leur siège en Suisse, le pays avait un grand intérêt à la stabilité
juridique apportée par un régime universel et s’assurait ainsi les meilleures conditions
possibles pour la conduite de ses relations avec les autres Etats. Au Conseil des Etats, le
plénum a approuvé le projet à l’unanimité. Au Conseil national, une proposition de
minorité Schwander (udc, SZ) s’est opposée à l’entrée en matière estimant cette
convention superflue. L’entrée en matière a toutefois été adoptée par 111 voix contre
48. Au vote sur l’ensemble, la chambre basse a approuvé le projet par 110 voix contre
52. Seul le groupe UDC s’y est opposé. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le DFJP a lancé une procédure de consultation sur deux projets relatifs à l’approbation
et à la mise en œuvre du protocole de l’ONU sur les armes à feu et de l’Instrument de
traçage, ainsi qu’à la modification de la loi sur les armes. Le protocole a pour objectif
d’établir des normes minimales afin de lutter efficacement contre la fabrication et le
trafic illicites d’armes. Le premier volet propose l’adhésion au protocole et sa
transposition dans le droit national. Le second vise à prolonger la durée de
conservation des données relatives à la remise et à la reprise de l’arme d’ordonnance
dans la loi fédérale sur les systèmes d’information de l’armée. Il inclut également une
modification de la loi sur les armes afin de la rendre compatible avec les règlement
FRONTEX et RABIT issus de deux développements de l’acquis de Schengen. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Die beiden Räte berieten 2011 den Bundesbeschluss über die Genehmigung und die
Umsetzung des UNO-Feuerwaffenprotokolls. Durch diese Vorlage sollte der illegale
Waffenhandel wirksamer bekämpft sowie die Herstellung von illegalen Waffen
eingedämmt werden. Im Ständerat war das Geschäft unumstritten und der Beschluss
wurde einstimmig angenommen. In der grossen Kammer hingegen forderte eine
Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH) Nichteintreten, weil das Bundesgesetz über Waffen,
Waffenzubehör und Munition nach 2007 bereits wieder abgeändert werden müsste.
Der Antrag Bortoluzzi erhielt jedoch nur aus dem SVP- und vereinzelt aus dem FDP-
Lager Unterstützung und wurde abgelehnt. In der Schlussabstimmung wurde der
Beschluss auch vom Nationalrat mit 140 zu 52 Stimmen angenommen. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.12.2011
ANITA KÄPPELI

L’acceptation en 1994 et 1995 des résolutions de l’ONU portant sur la création des
tribunaux ad-hoc responsables de juger les violations graves du droit humanitaire
commises en ex-Yougoslavie et au Rwanda avait nécessité la création d’une loi réglant la
coopération de l’entraide internationale en matière pénale. Lors de sa session, le
Conseil des Etats a approuvé à l’unanimité la prolongation, jusqu’en 2023, de la durée
de validité de cette même loi fédérale qui ancre la coopération de la Suisse avec les
tribunaux internationaux. Le Conseil national devra se prononcer sur cet objet en 2013.
Ces propositions s’alignent sur les objectifs suisses au sein de l’ONU que sont les
réformes institutionnelles et la sécurité humaine. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2012
EMILIA PASQUIER

Au mois d'avril 2016, le Conseil fédéral soumettait au Parlement un projet d'arrêté
fédéral en vue de la ratification de la Convention des Nations Unies sur la
transparence, signée par la Suisse en mars 2015 et relative à l'arbitrage entre
investisseurs et Etats fondé sur des traités.
Sous la coupole fédérale, le projet proposé par les sept sages n'a donné lieu qu'à peu
de discussion et a été approuvé à l'unanimité, tant au Conseil national (177 voix pour, 0
contre, 0 abstention), qu'au Conseil des Etats (39 voix pour, 0 contre, 0 abstention).
Les deux chambres parlementaires ont finalement adopté la Convention des Nations
Unies sur la transparence lors du vote final du 16 décembre 2016. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.04.2016
AUDREY BOVEY

Suite à la motion déposée en 2012 par la conseillère nationale Viola Amherd (pdc, VS), le
Conseil fédéral a, à la fin de l'année 2015, soumis au Parlement un projet d'arrêté
fédéral concernant l'approbation du troisième protocole facultatif à la Convention
relative aux droits de l'enfant. Le protocole en question introduit principalement des
mécanismes de communication et de contrôle afin de garantir que les droits dont la
Convention onusienne fait mention soient pleinement observés.
La chambre des Etats, en tant que premier conseil, s'est prononcée sans opposition en
faveur de l'entrée en matière en septembre 2016. L'objet fédéral a cependant suscité
davantage de débat en décembre 2016, parmi les rangs du Conseil national. Portant la
voix de l'Union démocratique du centre, Andrea Martina Geissbühler (udc, BE) a dans un
premier temps tenu à souligner la nature exclusivement procédurale de ce troisième
protocole, ne comportant aucune réelle disposition juridique et ne contribuant donc
que de manière infime et partielle à une meilleure protection de l'enfant. Une critique
à laquelle se sont ajoutées les remarques de son collègue de parti Yves Nidegger (udc,
GE), appelant à user du droit international avec modération et à y recourir en dernière
instance uniquement, soit lorsque les moyens communaux, cantonaux et finalement
nationaux s'avèrent insuffisants. A l'opposé de l'échiquier politique helvétique, la
genevoise Lisa Mazzone (verts, GE) a, lors de son intervention, soulevé l'importance du
symbole que représentait l'engagement de la Suisse pour le respect des droits de
l'enfant vis-à-vis de la communauté internationale. La chambre basse s'est finalement
montrée favorable à la proposition du Conseil fédéral lors du vote sur l'ensemble (116
voix pour et 66 contre).
Le projet a en définitive été accepté par chacune des deux chambres lors du vote final
du 16 décembre 2016 (132 voix pour et 66 contre au Conseil national; 39 voix pour, 1
contre et 3 abstentions au Conseil des Etats). 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2016
AUDREY BOVEY
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Aussenwirtschaftspolitik

Au mois de juin 2019, le Conseil national s'est à son tour penché sur le projet d'arrêté
fédéral portant approbation de l'accord de libre-échange actualisé entre les Etats de
l'AELE et la Turquie et de l'accord agricole révisé entre la Suisse et la Turquie. La
chambre basse s'est dans un premier temps montrée favorable à l'entrée en matière
(131 voix pour, 55 contre et 1 abstention), et ce aux dépens de la minorité Molina (ps,
ZH), qui proposait aux conseillères et conseillers nationaux de renvoyer le projet au
Conseil fédéral, afin que l'arrêté fédéral en question ne soit soumis une nouvelle fois à
l'Assemblée fédérale uniquement lorsque le constat d'une amélioration de la situation
des droits de l'homme en Turquie aurait été établi (la minorité s'en réfère alors au
rapport de la Commissaire aux droits de l'homme du Conseil de l'Europe et/ou au
rapport de la Haute-Commissaire des Nations Unies aux Droits de l'homme). Lors du
vote sur l'ensemble, le Conseil national s'est prononcé de manière analogue à la
majorité du Conseil des Etats et de la CPE-CN, en acceptant le projet d'arrêté fédéral
par 129 voix contre 49 et 6 abstentions. 
Les deux chambres ont confirmé l'adoption de la version définitive du texte à l'occasion
du vote final du 21 juin 2019. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2019
AUDREY BOVEY

Landesverteidigung

Militäreinsätze

Au printemps de l’année sous revue et après de multiples reports, le Conseil fédéral a
présenté son message concernant l’engagement de l’armée en service d’appui à
l’étranger dans le cadre de l’opération «NAVFOR Atalanta» de l’UE (opération
Atalante) et la modification de la loi sur l’armée et l’administration militaire (LAAM). Le
message comporte deux volets. Le premier propose la participation de 30 militaires
suisses pour une année à l’opération Atalante suite à l’invitation du Conseil de sécurité
de l’ONU à contribuer à la sécurisation de la Corne de l’Afrique et du golfe d’Aden
contre la piraterie. L’objectif de l’opération était d’escorter les convois du Programme
alimentaire mondial (PAM) en embarquant sur des navires de guerre européens. Le
projet s’inscrivait dans les services d’appui aux opérations d’aide humanitaire et à la
sauvegarde d’intérêts suisses à l’étranger et était devisé à près de 9,8 millions de francs
(projet 2). Le second volet propose de modifier la LAAM dans le but de permettre la
participation par des moyens militaires à des opérations internationales de police qui
satisfont aux principes de politique extérieure et de sécurité lorsque les intérêts
helvétiques sont menacés. Cette modification visait à contribuer aux opérations de
polices de la communauté internationale au vu des bénéfices que la Suisse pouvait en
retirer notamment pour son économie (projet 1). 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.04.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Der Bundesrat unterbreitete den Räten am 29. Juni 2011 den Entwurf eines
Bundesbeschlusses für einen Rahmenkredit für die Weiterführung von Massnahmen
zur Förderung des Friedens und der menschlichen Sicherheit. Vorgesehen war ein
Rahmenkredit über 310 Mio. CHF. mit einer Laufzeit von mindestens vier Jahren (2012-
2016). Dabei beantragte der Bundesrat eine Erhöhung um 50 Mio. CHF, die einem
Spezialprogramm für Nordafrika und den Mittleren Osten zur Konsolidierung der
Demokratisierungsprozesse zufliessen sollen. Durch den neuen Rahmenkredit würden
zudem sechs Ziele finanziell gefördert: Prävention und Beilegung von Konflikten durch
aktive Vermittlung und Fazilitation in Friedensprozessen; die Umsetzung von
wirkungsvollen Programmen der zivilen Friedensförderung; Stärkung des
Menschenrechtsschutzes durch eine verstärkte und neu ausgerichtete
Menschenrechtspolitik; Unterstützung von Friedensmissionen und Wahlbeobachtungen
durch Entsendung von Expertinnen und Experten des Schweizerischen Expertenpools
für zivile Friedensförderung; Voranbringen der Diskussion und der Festlegung globaler
und regionaler Politiken in der UNO und in anderen internationalen Organisationen
durch diplomatische Initiativen, die von Massnahmen begleitet werden sowie die
Förderung der Reflexion und Bündelung von Wissen, Erfahrungen und operativen
Kapazitäten dank Partnerschaften mit internationalen Organisationen, gleichgesinnten
Ländern und Institutionen aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Der Fokus
liegt dabei auf Regionen und Ländern in Europa, Asien, Afrika, im Nahen und Mittleren
Osten sowie in Lateinamerika, die für die Schweiz von grossem Interesse sind. Die Räte
stimmten dem Entwurf Ende September (Nationalrat) bzw. Ende Dezember (Ständerat)
zu. 37
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Militärorganisation

Ce projet comporte plusieurs éléments centraux: l’attribution au Conseil fédéral de la
compétence de conclure avec l'étranger des accords relatifs à l'instruction de troupes
étrangères à l'étranger; le renoncement à la prolongation des cours de répétition à
l'étranger; l’obligation d'instruction à l'étranger pour les militaires de milice reste
exceptionnelle et n’intervient que si le but de l'instruction ne peut être atteint en
Suisse; la liberté laissée au militaire en service long de choisir jusqu'à la fin de son école
de recrues s’il désire effectuer des engagements à l'étranger: il doit ensuite se
prononcer pour ou contre tout engagement à l'étranger et se tenir à cette décision;
nécessité d’obtenir l’approbation du parlement pour les services d'appui et les
engagements armés de promotion de la paix; renoncement aux engagements non armés
de promotion de la paix (un mandat de l'ONU ou de l'OSCE doit donc rester la base
nécessaire sur laquelle reposent de tels engagements). Le projet propose encore que la
surveillance par des militaires des représentations suisses à l'étranger ne soit, en
principe, plus obligatoirement soumise à l’approbation du Parlement (une consultation
préalable de la Délégation des commissions de gestion est proposée); l’engagement de
moyens militaires de surveillance au bénéfice des autorités civiles ou le but de
l'utilisation de tels systèmes ont, en particulier, fait l'objet de définitions limitatives.
Une approbation du DDPS pour des engagements de portée politique particulière et un
rapport annuel sur de tels engagements à l'intention des commissions de la politique de
sécurité de l'Assemblée fédérale ont d’ailleurs été prévus. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.03.2008
ELIE BURGOS

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Im Rahmen der Debatte zum Voranschlag 2020 verabschiedete das Parlament auch die
Nachträge II und IIa zum Voranschlag 2019. Ersteren hatte der Bundesrat im
September 2019 vorgestellt: Der Nachtrag II umfasste 13 Kredite in der Höhe von CHF 93
Mio., was abzüglich interner Kompensationen (CHF 2.6 Mio.) und Wertberichtigungen
(CHF 2 Mio.) effektive Mehrausgaben von CHF 88.4 Mio. mit sich brachte. Dies
entsprach 0.12 Prozent der Ausgaben des Voranschlags 2019, was im langjährigen
Durchschnitt lag (2012-2018: 0.15%). Der grösste Beitrag sei die Einlage für den
Nationalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAF; CHF 57 Mio.), welche durch eine
Änderung der Verbuchungsmethode begründet sei: Die Erträge der Bewirtschaftung der
Nationalstrassen sowie Drittmittel von Kantonen und Gemeinden würden neu via ASTRA
in den NAF eingelegt; diese Einlage müsse entsprechend erhöht werden.  Um
verzögerte Projekte fertigzustellen, sollte auch der Kredit für den Betrieb, Ausbau und
Unterhalt der Nationalstrassen im Rahmen des NAF um CHF 15 Mio. erhöht werden.
Auch in der Sonderrechnung für die Bahninfrastruktur (BIF) sollte der Kredit für den
Substanzerhalt der Bahninfrastruktur für die aktualisierte Planung der
Infrastrukturbetreiber und Seilbahnen um CHF 232 Mio. erhöht werden, wobei ein Teil
dieser Kosten im Voranschlagskredit 2020 für den Betrieb kompensiert würde (-CHF 88
Mio.). Für die termingerechte Fertigstellung der Arbeiten am Ceneri-Basistunnel im
Rahmen der NEAT forderte der Bundesrat einen zusätzlichen Kredit in der Höhe von
CHF 39 Mio. Schliesslich musste der Bund CHF 25 Mio. zusätzlich an die EL zur IV
bezahlen, deren Kosten im Jahr 2019 um denselben Betrag höher ausgefallen waren als
im Voranschlag budgetiert. 
Im Oktober 2019 legte der Bundesrat zudem den Nachtrag IIa vor, der zur «Honorierung
der gezogenen Solidarbürgschaften für die schweizerische Hochseeschifffahrt» nötig
geworden sei, wie die Regierung erklärte. Darin fasste sie das neuste Problem bezüglich
der Hochseeschifffahrtsbürgschaften, die Einstellung des Schiffsbetriebs der acht
Hochseeschiffe umfassenden Massmariner SA, zusammen. Der Bund verbürge
Massmariner-Schiffe noch mit CHF 129 Mio., diese Bürgschaften seien nun nach dem
Entscheid zum Verkauf dieser Schiffe gezogen worden. Der Bund sei nun gegenüber der
betroffenen Bank zur Zahlung der ausstehenden verbürgten Darlehenssumme bis
Februar 2020 verpflichtet. 
Letzterer Nachtrag führte in der Nationalratsdebatte in der Wintersession 2020 zu
einigen Diskussionen. Zuvor hatte der Ständerat alle Nachträge diskussionslos und
stillschweigend angenommen. Bereits in der Kommission sei diese Frage intensiv
diskutiert worden, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ) im Nationalrat; die Mehrheit sei jedoch
zum Schluss gekommen, «dass das Parlament wohl keine Alternative hat, als diesen
Nachtragskredit zu bewilligen». Ähnlich formulierten es seine Ratskolleginnen und
-kollegen, Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) sprach beispielsweise von einer
«zähneknirschenden» Zustimmung. Pirmin Schwander (svp, SZ) hingegen stellte den
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Antrag, im Nachtrag II zum Voranschlag 2019 auf die Genehmigung der Zahlung zu
verzichten. Der Bund und die betroffene Bank hätten die Begleichung der
ausstehenden Darlehenssummen auf Februar 2020 festgelegt, der Bundesrat solle
diese Frist nun neu aushandeln und dadurch der Oberaufsicht und dem Parlament die
Möglichkeit geben, die Einsetzung einer PUK zu prüfen. Auch der SVP-Fraktion sei klar,
dass man zahlen müsse, erklärte Schwander, man müsse nun aber Halt sagen und der
weltweiten Hochseeschifffahrtsbranche ein Zeichen schicken, dass diese künftig die
Preise nicht mehr so stark drücken könne. Bundesrat Maurer goutierte dieses Vorgehen
keineswegs: «Sie können hier schon die starke Person spielen und sagen: «Wir bezahlen
noch nicht!» Aber wir bezahlen ohnehin», betonte er und bat den Nationalrat, den
Nachtrag zu bewilligen. Mit 103 zu 52 Stimmen (bei 40 Enthaltungen) folgte die grosse
Kammer dieser Bitte. Die SVP sprach sich geschlossen gegen den Nachtrag aus, die SP
und vereinzelte Nationalrätinnen und Nationalräte anderer Fraktionen enthielten sich
ihrer Stimme. 
Genauso wie diesen Nachtrag genehmigte der Nationalrat auch die übrigen, kleineren
Ausgaben: unter anderem CHF 3.4 Mio. aufgrund der Erhöhung des Beitragssatzes der
Schweiz für das UNO-Budget; CHF 1.7 Mio. für die Arbeitslosenversicherung, da der
Bund 2018 einen zu tiefen Beitrag geleistet hatte; CHF 1 Mio. für das IT-Programm
Genova, die durch eine Verzögerung von sechs Monaten aufgrund von
Stabilitätsmängeln der Software nötig geworden waren; CHF 430'000 aufgrund von
Änderungen am Beitragsschlüssel der OECD; CHF 350'000 für die Bundesanwaltschaft,
die durch die Untersuchungen im Disziplinarverfahren betreffend Bundesanwalt
Michael Lauber nötig geworden waren; sowie CHF 300’000 für die Zollverwaltung
aufgrund der Erhöhung des Frontex-Budgets. 39

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Le Conseil fédéral a adopté un message concernant l’approbation de l’Accord européen
relatif au transport international des marchandises dangereuses par voies de
navigation intérieures. Cet accord vise à harmoniser les conditions juridiques de ce
type de transport. Elaboré par la Commission économique pour l’Europe de l’ONU, il
reprend les dispositions du règlement du 29 novembre 2001 pour le transport de
matières dangereuses sur le Rhin (ADNR) et en étend l’application aux autres voies
fluviales européennes. L’adhésion de la Suisse n’occasionnera aucun changement,
puisque le Rhin, qui est la seule voie navigable suisse sur laquelle ont lieu d’importants
transports de marchandises dangereuses, est déjà soumis à ces règles. Le Conseil
fédéral propose d’ailleurs d’exclure les eaux frontalières (lac Léman, lac Majeur et lac de
Lugano) de l’accord, dans la mesure où aucune marchandise dangereuse n’y est
transportée, à l’exception du lac de Constance, pour lequel des prescriptions
spécifiques sont appliquées. L’adhésion doit permettre à la Suisse de défendre ses
intérêts en matière de sécurité et de protection de l’environnement dans ce domaine
sensible. Au parlement, le projet n’a suscité ni discussion ni opposition. En votation
finale, les chambres ont adopté l’arrêté fédéral, respectivement par 190 voix contre 2 et
à l’unanimité. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2010
NICOLAS FREYMOND

Umweltschutz

Gewässerschutz

Mis en consultation au début de l'année, le projet de modification de la loi fédérale sur
la protection des eaux (LEaux) - qui couvre également l'incinération des déchets - a été
transmis aux Chambres dans le courant du mois de septembre. Dictée principalement
en raison des difficultés financières auxquelles sont confrontés les pouvoirs publics et
la Confédération en particulier, la principale innovation de cette révision réside dans
l'introduction du principe du pollueur-payeur comme moyen de financement de
l'évacuation des eaux usées et de l'élimination des déchets ménagers en lieu et place
des impôts cantonaux et du système des subventions fédérales jusqu'alors en vigueur.
Ainsi, des taxes conformes au principe de causalité devraient assurer à l'avenir la
couverture des dépenses de construction, d'exploitation et de remplacement des
installations d'évacuation et d'épuration des eaux ainsi que des usines d'incinération
de déchets. Aux termes de la réglementation proposée, la Confédération n'introduira
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pas elle-même les émoluments nécessaires, mais chargera les communes, via les
cantons, de le faire en tenant compte notamment du type et de la quantité d'eaux
usées et de déchets produits dans la fixation des montants. Si ce nouvel instrument
incitatif devrait permettre à la Confédération d'économiser quelque CHF 100 millions
par année à partir de 2010, les particuliers verront quant à eux augmenter leurs charges
dans les domaines de l'épuration des eaux et du traitement des déchets ménagers, ce
qui n'a pas manqué de susciter certaines réserves parmi les milieux de défense des
consommateurs. Quant à la deuxième grande modification apportée par le projet du
Conseil fédéral, elle vise pour sa part à instaurer une planification globale de
l'évacuation des eaux par région.
Bien que le projet des autorités ait trouvé un écho globalement favorable auprès des
milieux ayant pris part à la procédure de consultation, plusieurs critiques ont
néanmoins été formulées parallèlement à celles des associations de protection des
consommateurs. Ainsi, l'UDC s'est déclarée en faveur d'impulsions permettant
éventuellement de privatiser les installations d'élimination des déchets et d'épuration
des eaux. Le PDC - qui redoutait que l'introduction du principe du pollueur-payeur ne
procède que d'une logique d'assainissement des finances fédérales - s'est prononcé
pour un allégement fiscal dans d'autres domaines, tel que celui de l'impôt fédéral
direct. Quant aux cantons à faibles capacités financières, ils ont craint que la
suppression uniforme des subventions proposée dans le cadre de la nouvelle
réglementation ne soit pas supportable pour eux. Lors de l'examen de cet objet par le
Conseil des Etats, les députés ont voté à l'unanimité en faveur des dispositions
proposées par le gouvernement. Ils ont parallèlement approuvé une proposition Respini
(pdc, TI) autorisant le Conseil fédéral à proroger du 1er novembre 1997 au 31 octobre
1999 au plus tard le délai d'octroi des indemnités allouées aux cantons pour la mise en
place des infrastructures servant au traitement des déchets ménagers. Seules les
régions ne possédant pas encore la capacité d'incinération suffisante pourront, si les
circonstances l'exigent, bénéficier de cette clause. 41

Allgemeiner Umweltschutz

Un projet de révision partielle de la LPE, entrée en vigueur en 1985, a été mis en
consultation. Selon le gouvernement, l'évolution de la société en général et de certains
secteurs en particulier nécessite un certain nombre de modifications. Celles-ci
concernent principalement trois éléments, et sont conçues sous forme d'instruments
compatibles avec l'économie de marché. En premier lieu, il s'agit de l'amélioration de la
capacité de traitement des déchets afin que la Suisse devienne plus autonome en la
matière. Le Conseil fédéral prévoit de valoriser au mieux les déchets en réduisant les
nuisances que cela peut impliquer, mais également de diminuer la quantité de
substances polluantes lors du processus même de production. Il est envisagé de
prélever des taxes d'élimination anticipées sur certains produits particulièrement
nuisibles (piles, tubes fluorescents, etc.) afin de couvrir les frais de traitement. En
second lieu, le gouvernement désire introduire des taxes d'incitation destinées à
majorer le prix des produits les plus polluants, afin de décourager leur emploi. Seraient
notamment touchés les huiles de chauffage, les engrais, les produits phytosanitaires ou
les hydrocarbures organiques volatiles (solvants). Enfin, le Conseil fédéral veut
réglementer le domaine des organismes vivants utilisés dans la technologie génétique,
ceux-ci pouvant quelquefois endommager l'environnement (maladies des plantes, par
exemple). Ce contrôle devrait toutefois se faire de manière à ne pas entraver la
recherche. Par ailleurs, il est également prévu de soutenir le développement des
technologies environnementales permettant la réduction des atteintes à
l'environnement par le moyen de subventions à la recherche scientifique. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.10.1990
SERGE TERRIBILINI

Un groupe de travail interdépartemental institué par le DFTCE a proposé de réformer
les procédures d'autorisation de projets par une concentration des pouvoirs
décisionnels dans les mains d'une seule institution afin de les simplifier et de les
accélérer. Cela concerne notamment les chemins de fer, les aéroports, les routes
nationales, les installations hydrauliques ou les dépôts de déchets. Le DFTCE a en outre
mis en consultation un projet allant dans ce sens en matière de centrales hydro-
électriques. Les organisations de protection de l'environnement, ainsi que l'OFEFP, ont
protesté contre les projets de l'administration fédérale. Selon eux, ceux-ci n'auraient
pas pour but un gain de temps ou une économie de moyens, mais un déplacement de
pouvoir vers le DFTCE au détriment des intérêts de la protection de l'environnement
représentés au niveau fédéral par l'OFEFP. 43
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Poursuivant son examen de la LPE, la Chambre du peuple s'est ensuite penchée sur les
dispositions relatives à la gestion des déchets et à la protection des sols. En se
prononçant notamment pour la suppression des compétences que le projet de loi
octroyait à la Confédération dans les domaines de l'assainissement des décharges
contrôlées et autres sites pollués, d'une part, ainsi que des moyens de lutte contre
l'érosion et le compactage des sols, d'autre part, la majorité des députés manifestait
clairement sa volonté de laisser l'entier des prérogatives en la matière aux cantons.
Cette optique fédéraliste, qui aurait sans doute conduit à la mise sur pied de vingt-six
législations différentes, n'a toutefois pas été retenue dans la version finale de la loi,
suite à l'opposition de la Chambre haute. Le débat fleuve sur la révision de la LPE au
sein du Conseil national s'est en outre concentré sur l'introduction de taxes
d'incitation, principale innovation consacrée par le projet de loi. Sur ce point, la
Chambre du peuple a suivi la voie tracée par le Conseil des Etats puisqu'il a adopté les
conditions-cadres régissant le prélèvement de telles taxes sur les composés organiques
volatils (COV) et les huiles de chauffage extra-légères, tout en renonçant dans
l'immédiat à utiliser ces instruments dans l'agriculture. Le Conseil national a néanmoins
transmis une motion de la Commission de l'environnement, de l'aménagement du
territoire et de l'énergie (Ceate) du Conseil des Etats prévoyant d'introduire, d'ici cinq
ans, des taxes d'incitation sur les engrais minéraux, les excédents d'engrais de ferme et
de produits pour le traitement des plantes au cas où les instruments actuels de
politique environnementale et de politique agricole ne permettraient pas d'atteindre
les objectifs fixés.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.1995
LIONEL EPERON

Abfälle

Der Revisionsentwurf des USG schlägt vier Strategien zu einer effizienten
Abfallbewirtschaftung vor. Die Vermeidung von Abfällen an der Quelle sollte prioritär
sein. An zweiter und dritter Stelle verlangt der Entwurf die Verminderung von
Schadstoffen bei der Güterproduktion sowie die Verminderung der Gesamtabfallmenge
durch Verwertung und Recycling. Schliesslich forderte die Vorlage auch eine
umweltverträgliche Behandlung und Lagerung des Abfalls in der Schweiz. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Malgré l'ultimatum que Ruth Dreifuss avait adressé à l'industrie du papier en 1996, les
différents secteurs de cette branche ne sont pas parvenus à s'entendre sur les
modalités permettant d'introduire une taxe anticipée sur ce matériau afin d'en
financer la récolte séparée. En l'absence d'arrangement sur une base volontaire,
l'OFEFP a alors imaginé une solution prévoyant d'octroyer aux communes un forfait de
20 francs par tonne de vieux papier ramassé dont la couverture serait assumée par les
fabricants et les importateurs de papier brut. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.07.1997
LIONEL EPERON

La Suisse s'est engagée, vis-à-vis de la Commission européenne, à lever, d'ici à la fin
1999, l'interdiction frappant les bouteilles en PVC. Pour l'UE, cette interdiction
représentait une discrimination, notamment pour les producteurs d'eau minérale
français. Ainsi, le Conseil fédéral devra modifier l'ordonnance sur les emballages pour
boissons. Celle-ci interdit actuellement les emballages en PVC à base de chlore, car ils
dégagent de la dioxine lorsqu'ils sont brûlés pour être recyclés. Une consigne sera
perçue, à l'instar de celle qui frappe les bouteilles en PET (5 centimes). 46
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Sozialpolitik
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Ende März 1993 beauftragte der Bundesrat das EDI, eine Ratifikationsbotschaft für den
Beitritt der Schweiz zu drei UNO-Abkommen über Betäubungsmittel – dem
Psychotropen-Abkommen von 1971, dem Zusatzprotokoll von 1972 zum
Einheitsübereinkommen von 1961 und der Wiener Konvention von 1981 – auszuarbeiten.
Wie dies in der vorangegangenen Vernehmlassung mehrheitlich gefordert wurde, wird
die Schweiz dem Wiener Abkommen nur mit einem breitgefassten Vorbehalt beitreten,
um sich die nötige Handlungsfreiheit bei der Ausgestaltung ihrer künftigen
Drogenpolitik zu erhalten. Insbesondere behält sie sich die zukünftige Revision der
strafrechtlichen Normen des Betäubungsmittelgesetzes – bis hin zum straffreien
Drogenkonsum – ausdrücklich vor. Gleichzeitig betonte der Bundesrat aber, dass er in
nächster Zeit nicht beabsichtige, von der heutigen Praxis der Strafverfolgung Abstand
zu nehmen. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.04.1993
MARIANNE BENTELI

Noch schärfer formuliert als die Vereinbarung von 1970 ist die UNO-Konvention von
1989, welche die Schweiz unterschrieben aber bisher nicht ratifiziert hatte, da vorerst
grundlegende drogenpolitische Weichenstellungen (Volksabstimmungen, allfällige
BetMG-Revision) abgewartet wurden. Sie verbietet explizit Anbau, Erwerb und Besitz
von Drogen. Als Vorbedingung für den Beitritt zum Schengener Abkommen, welches auf
diese UNO-Konvention verweist, drängte der Bundesrat nun auf eine Ratifizierung,
allerdings mit dem Vorbehalt, dass die Schweiz Anbau, Erwerb und Besitz zum
Eigenkonsum straffrei erklären kann. Der Nationalrat wies einen Antrag aus den Reihen
der SVP, welche der Konvention vorbehaltlos zustimmen wollte, mit 90 zu 70 Stimmen
zurück. Das Übereinkommen wurde klar angenommen. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2004
MARIANNE BENTELI

In der Märzsession stimmte auch der Ständerat der Ratifizierung der sehr restriktiv
formulierten UNO-Konvention von 1989 zu, und zwar diskussionslos und einstimmig.
Sie übernahm dabei den bereits vom Nationalrat beschlossenen Vorbehalt, wonach die
Schweiz Anbau, Erwerb und Besitz von Drogen zum Eigenkonsum für straffrei erklären
kann. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.2005
MARIANNE BENTELI

Sport

Im November setzte der Bundesrat eine Massnahme des Entlastungsprogramms 03 um
und strich seinen allgemeinen Förderbeitrag an die kantonalen Jugend- und Sportämter
in der Höhe von rund 5 Mio Fr.; er kündigte an, im Rahmen des EP 04 noch einmal 2,5
Mio Fr. einsparen zu wollen. Im Voranschlag 2004 beantragte er eine Kürzung der
Gelder für Jugend + Sport um weitere 1,5 Mio Fr., da ja neuerdings Gelder aus dem
Tabakpräventionsfonds in die Sportförderung fliessen. Gegen diesen Plan formierte
sich parlamentarischer Widerstand. Viele Abgeordnete stiessen sich an den Kürzungen,
die zeitlich mit dem UNO-Jahr des Sports korrelieren. Dieses war wenige Tage zuvor in
New York lanciert worden und basiert im Wesentlichen auf einer Initiative von alt
Bundesrat Ogi. Im Nationalrat erreichte Humbel Näf (cvp, AG) mit 103 zu 59 Stimmen
den Verzicht auf die Kürzung. Im Ständerat wurde ein ähnlicher Antrag Bieri (cvp, ZG),
der allerdings die Subvention nur um 1 Mio Fr. anheben wollte, was den der Pro Helvetia
gestrichenen Mitteln entsprochen hätte, abgelehnt. Mit 104 zu 63 Stimmen beharrte der
Nationalrat auf seinem ersten Entscheid. Auch der Ständerat war nicht zum Nachgeben
bereit: mit 27 zu 11 Stimmen blieb er beim Entwurf des Bundesrates, worauf die grosse
Kammer ihre Haltung mit 114 zu 65 Stimmen bekräftigte. Die Einigungskonferenz wollte
dem Nationalrat zustimmen. Ihr Antrag scheiterte jedoch in beiden Kammern, womit es
bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Kürzung blieb. 50
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Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Wenige Tage vor Eröffnung der 4. UNO-Frauenkonferenz leitete der Bundesrat dem
Parlament seine Botschaft betreffend die Ratifizierung des 1987 unterzeichneten UNO-
Übereinkommens von 1979 zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
zu. Als Folge des Rechtssetzungsprogramms "Gleiche Rechte für Mann und Frau",
welches in den vergangenen Jahren den 1984 angenommenen Gleichstellungsartikel der
Bundesverfassung (Art. 4 Abs. 2) konkretisiert hat, entspricht das schweizerische Recht
in fast allen Punkten den Grundsätzen des Abkommens. Der Bundesrat sieht sich
allerdings gezwungen, drei Vorbehalte anzubringen. Ein erster betrifft die
Militärgesetzgebung, die vorsieht, dass Frauen im Militär keine Funktionen übernehmen
dürfen, welche einen Waffeneinsatz über den Selbstschutz hinaus bedingen.
Vorbehalten bleibt auch die in den Übergangsbestimmungen des Ehegüterrechts
vorgesehene Möglichkeit, in bestimmten Fällen das alte, gemeinsame Ehegüterrecht
beizubehalten. Einen weiteren Vorbehalt gibt es bei der Namensregelung, weil in der
Schweiz der Name der Frau nur auf Gesuch hin Familienname werden kann. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.08.1995
MARIANNE BENTELI

Über zehn Jahre nach der Unterzeichnung ratifizierte die Schweiz im April die Uno-
Konvention "zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau". Sie brachte
drei Vorbehalte an: bei der Militärgesetzgebung, der Regelung des Familiennamens und
den Übergangsbestimmungen des Ehegüterrechts. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Der internationale Schutz der Rechte der Frauen soll verbessert werden. Der Bundesrat
beschloss im November nach positiver Vernehmlassung den Beitritt der Schweiz zu
einem UNO-Fakultativprotokoll. Dieses ergänzt das von 180 Staaten ratifizierte
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW).
Ihm sind bereits 71 Staaten, darunter alle EU-Staaten, beigetreten. Die Schweiz hat an
der Entstehung des Protokolls aktiv mitgearbeitet. Der Beitritt der Schweiz entspreche
ihrer aktiven Menschenrechtspolitik, schrieb das EDA dazu. Von den 56
Vernehmlassungsteilnehmern hatten alle - mit Ausnahme der SVP und des
Arbeitgeberverbandes – den Beitritt begrüsst. Das Protokoll sieht ein individuelles
Mitteilungsverfahren und ein Untersuchungsverfahren vor. Liegt eine Verletzung der im
CEDAW verbrieften Rechte vor, müssen zunächst die innerstaatlichen Rechtsmittel
ausgeschöpft werden. Danach können Frauen die Diskriminierung dem zuständigen
UNO-Ausschuss kundtun. Das Untersuchungsverfahren gibt dem Ausschuss zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau die Befugnis, Untersuchungen
durchzuführen, wenn zuverlässige Angaben vorliegen, die auf schwerwiegende oder
systematische Verletzungen der im CEDAW niedergelegten Rechte durch einen
Vertragsstaat hinweisen. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.11.2006
MARIANNE BENTELI

Kinder- und Jugendpolitik

Nach mehrheitlich positivem Echo in der Vernehmlassung beauftragte der Bundesrat
das EDA mit der Ausarbeitung der Botschaft zur Ratifikation der Uno-Konvention über
die Rechte des Kindes von 1989, welche bisher von 119 Staaten ratifiziert worden ist.
Allerdings wurden in der Vernehmlassung zahlreiche Fragen aufgeworfen. Das EDA soll
diese bei der Ausarbeitung der Botschaft klären. Wo sich Unvereinbarkeiten zeigen, will
der Bundesrat dem Parlament allenfalls Vorbehalte oder Rechtsänderungen
vorschlagen.
Ein zentrales Problem ist das in der Konvention verankerte Recht auf
Familienzusammenführung, auf das ausländische Kurzaufenthalter, Saisonniers und
vorläufig Aufgenommene nach Schweizer Recht keinen Anspruch haben. Die FDP und
die CVP, die Konferenz der kantonalen Fürsorgedirektoren sowie die Kantone Zürich
und Schwyz empfahlen einen entsprechenden Vorbehalt. Die CVP verlangte eine
schrittweise Abschaffung des Saisonnierstatuts, damit der Vorbehalt zurückgezogen
werden könnte. Die SP, der SGB, die Kantone Tessin, Waadt und Jura sowie fast alle
interessierten Organisationen forderten dagegen die sofortige Anpassung der
Schweizer Gesetzgebung.
Das Schweizer Recht genügt den Anforderungen der Kinderrechtskonvention nach
Ansicht verschiedener Vernehmlasser auch in weiteren Punkten nicht. So ist
beispielsweise im geltenden Scheidungsrecht die Anhörung der Kinder zur Zuteilung
der elterlichen Gewalt nicht vorgesehen. Kritisiert wurde weiter ein ungenügendes
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Engagement der öffentlichen Hand bei der Schaffung von Kinderkrippen und
Tagesschulen sowie das Fehlen einer Mutterschaftsversicherung. 54

Der Bundesrat leitete dem Parlament die Botschaft zur Ratifikation der UNO-
Konvention über die Rechte des Kindes zu. Da die schweizerische Gesetzgebung nicht
in allen Punkten den UNO-Forderungen entspricht, soll die Konvention nach dem Willen
der Landesregierung nur mit den entsprechenden Vorbehalten ratifiziert werden. So ist
das Recht eines Kindes auf ein Zusammenleben mit seinen Eltern in der Schweiz wegen
des Verbots des Familiennachzugs für Ausländer ohne dauernde Arbeitsbewilligung
nicht verwirklicht. Vorbehalten bleibt im weiteren die schweizerische
Bürgerrechtsordnung, die keinen Anspruch auf Erwerb der Staatsangehörigkeit
einräumt. Auch die Trennung zwischen Jugendlichen und Erwachsenen im
Freiheitsentzug ist nicht ausnahmslos gewährleistet. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1994
MARIANNE BENTELI

Wenn die Ratifizierung schon nicht abzuwenden war, so wollte Schmid, unterstützt von
Reimann (svp, AG), Wicki (cvp, LU), Frick (cvp, SZ) und einigen weiteren Ratskollegen, die
Konvention zumindest mit einem generellen Vorbehalt versehen. Danach sollte die
Schweiz erklären, dass das Übereinkommen innerstaatlich keine direkte Anwendung
findet. Aus den bereits in der Eintretensdebatte angeführten Gründen verneinte die
Mehrheit des Rates die Notwendigkeit eines derartigen Vorgehens. Bundesrat Cotti und
Kommissionssprecher Danioth (cvp, UR) machten auf die internationalen Implikationen
eines generellen Vorbehalts aufmerksam. Insbesondere Cotti erklärte, der Aufschub der
Ratifikation habe dem Ansehen der Schweiz im Ausland bereits erheblich geschadet.
Auch in diesem Punkt konnte sich der Antrag Schmid - obgleich etwas weniger deutlich
- mit 30 zu 9 Stimmen nicht durchsetzen.

Die Debatte in der kleinen Kammer hatte über weite Strecken wenig bis nichts mit dem
Schutz der Kinder zu tun, wohl aber mit generellen juristischen Überlegungen. Schmid
(cvp, AI) beantragte dem Rat, auf die Vorlage überhaupt nicht einzutreten. Er drückte
sein Unbehagen über das zunehmende Einfliessen von direkt anwendbaren
völkerrechtlichen Bestimmungen in die schweizerische Rechtsordnung aus. Zudem
machten ihm einzelne Bestimmungen der Konvention Angst. Sie seien dazu angetan, die
elterliche Gewalt auszuhöhlen und würden zu einer verstärkten Einmischung der
Kinderschutzorganisationen und der Gerichte in innerfamiliäre Belange führen. Diesen
Ausführungen hielt Beerli (fdp, BE) entgegen, die Schweiz verfüge schon heute über
einen umfassenden Kinderschutz, weshalb der Beitritt zur Konvention keine Änderung
des innerstaatlichen Rechts erfordere. Das Abkommen äussere sich nicht zu
Erziehungsmitteln und -grundsätzen, und das Gleichgewicht zwischen
Führungsanspruch der Eltern und Rechten der Kinder bleibe unangetastet. Der
Nichteintretensantrag unterlag schliesslich mit 35 zu 4 Stimmen.

Ganz auszuräumen vermochten die Befürworter der Vorlage die Bedenken der
konservativen Kreise des Rates dennoch nicht. In der Detailberatung nahm der
Ständerat auf Antrag seiner Kommission einen weiteren punktuellen Vorbehalt an,
wonach die Gesetzgebung über die elterliche Sorge Vorrang gegenüber der Konvention
hat. Vergeblich plädierten die beiden Freisinnigen Forster (SG) und Leumann (LU) dafür,
diesen Vorbehalt nicht einzufügen. Er erwecke erst den Eindruck, dass es zwischen dem
schweizerischen Verständnis der elterlichen Gewalt und der Konvention einen
Widerspruch gebe, was dem internationalen Image der Schweiz nur Schaden zufügen
könne. Der Rat zog es aber mit 28 zu 9 Stimmen vor, "ein innenpolitisches Zeichen zu
setzten". Die bereits vom Bundesrat vorgeschlagenen Vorbehalte waren unbestritten,
weshalb die Vorlage schliesslich mit 37 zu 1 Stimmen angenommen wurde. Ein letzter
Versuch, die Konvention vielleicht später doch noch zu kippen, nämlich ein
Minderheitsantrag Reimann / Schmid auf Unterstellung unter das fakultative
Staatsvertragsreferendum unterlag mit 34 zu 7 Stimmen . 56
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Die Rechtskommission des Nationalrates befürwortete mit 15 zu 3 Stimmen die
Ratifikation des Übereinkommens und empfahl dabei mit 13 zu 6 Stimmen, den vom
Ständerat eingefügten Vorbehalt in Sachen elterliche Sorge wieder zu streichen. Trotz
dieser klaren Ausgangslage entbrannte in der grossen Kammer erneut eine heftige
Diskussion. Eine Ratsminderheit, welcher praktisch die ganze SVP-Fraktion angehörte,
sowie die FP, die LP und die SD plädierte erneut für Nichteintreten auf die Vorlage.
Deren Vertreter malten das Schreckgespenst einer "Kinderdiktatur" an die Wand und
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argumentierten, das ganze Abkommen sei von einem rot-grünen Geist durchdrungen,
der zwangsläufig zu einer "Verstaatlichung der Erziehung" führe. Ihr
Nichteintretensantrag unterlag aber mit 126 gegen 50 Stimmen deutlich. In der Folge
gaben noch die diversen Vorbehalte zu reden. Dabei wurde ein SP-Antrag zur
vorbehaltlosen Ratifizierung ebenso abgelehnt wie jener einer Kommissionsminderheit
aus der SVP-Fraktion, das in der Konvention aufgeführte Recht auf Bildung ebenfalls
auszunehmen, weil der Souverän dieses Recht noch vor 23 Jahren ausdrücklich
verneint habe. Der vom Ständerat eingefügte Vorbehalt wurde mit der Begründung
gestrichen, er stelle eher eine auslegende Erklärung dar und sei aus rechtlichen
Gründen nicht notwendig. Den vom Bundesrat formulierten Vorbehalten wurde,
ebenfalls auf Antrag der Kommission, zugestimmt. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Konvention mit 116 zu 46 Stimmen an. Der Antrag auf die Unterstellung
unter das fakultative Referendum wurde mit 105 zu 54 Stimmen abgelehnt. 57

Der Ständerat behandelte als Erstrat die Ratifikation der UNO-Konvention über die
Rechte des Kindes. Dieses Abkommen konkretisiert die beiden UNO-
Menschenrechtspakte für die Lebensbereiche des Kindes, wobei grundsätzlich jeder
Mensch bis zum 18. Altersjahr als Kind gilt. Die schweizerische Rechtsordnung genügt in
weiten Teilen den Anforderungen des Übereinkommens. Wo das nicht der Fall ist (Recht
auf Familiennachzug für die Kinder ausländischer Wanderarbeitnehmer, Trennung von
Jugendlichen und Erwachsenen im Strafverfahren und -vollzug, Bürgerrecht) hatte der
Bundesrat bereits in seiner Botschaft punktuelle Vorbehalte beantragt. 58
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Die kleine Kammer hielt jedoch an ihrem Vorbehalt bezüglich der elterlichen Sorge mit
dem Argument fest, dass er rechtlich zwar nicht zwingend, der Interpretation aber
doch dienlich sei. Schliesslich stimmte ihm der Nationalrat - wenn auch widerwillig -
zu, um die Ratifizierung der Konvention nicht noch weiter zu verzögern. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Ende Februar ratifizierte die Schweiz das Uno-Übereinkommen über die Rechte des
Kindes, allerdings mit fünf Vorbehalten (Recht auf Zusammenleben mit der Familie,
Zuerkennung des Schweizer Bürgerrechts, Strafverfahren, Trennung von Jugendlichen
und Erwachsenen im Strafvollzug sowie Beibehaltung der elterlichen Gewalt). 60
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Diskussionslos nahm der Ständerat im Rahmen der nachgeführten Bundesverfassung
Art. 21 an, wonach die Kunstfreiheit gewährleistet ist. Bundesrat und Kommission
wiesen darauf hin, dass die freie Ausübung der Kunst zwar vom Bundesgericht nicht als
ungeschriebenes Verfassungsrecht anerkannt worden ist, dass sie aber den von der
Schweiz ratifizierten Konventionen der UNO und des Europarates entspricht. Der
Nationalrat stimmte ebenfalls zu. Ein von der SP unterstützter Antrag Thür (gp, AG),
neben der Freiheit der Kunst auch jene der Kultur verfassungsrechtlich zu verankern,
wurde mit 95 zu 57 Stimmen abgelehnt, weil es sich – nach den Worten von Bundesrat
Koller – bei der Freiheit der Kultur, einem extrem weiten und nicht abschliessend
definierten Begriff, nicht um einen selbständigen, direkt einklagbaren und
verfassungsmässig zu schützenden Gegenstand handeln kann. Die in letzter Zeit
geänderten Kantonsverfassungen und die internationalen Instrumente zeigten denn
auch, dass diese zwar die Freiheit der Kunst, nicht aber jene der Kultur garantieren. 61
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